
INFO                                 

Mitglied im Arbeitskreis Verfassung und Justiz 

 
1 

 

                                
L   o   t   h   a   r     B   e   c    k                                   13125 Berlin,           06.03.2017 
Heimfriedstraße 26                                                      Telefon: +49 (0) 30 94 38 23 33 
                                                                                     Fax:       +49 (0) 30 94 38 23 34 
                                                                        

                                                                                               
Lothar  Beck  -  Heimfriedstr. 26  -  13125 Berlin                   
 

Westdeutsche Zeitung  
Redaktion  
Herrn Ulli Tückmantel 
Trinkausstraße 7 
 
40213 Düsseldorf 
 
 
 
lhr Zeichen:                                  lhr Schreiben:                       unser Schreiben        unser Zeichen:              Ansprechpartner:      
                                                                                                                                   STS-12-301-B-B             Lothar Beck   
                                                                           
“Fischer im Recht” – hier wird das Kind beim Namen genannt 
 

Sehr geehrter Herr Tückmantel, 
 

aus gegebenem Anlaß möchte ich Ihnen nicht vorenthalten, wie es um das „Recht“ steht und 
wie es schon in aller Munde ist. 
 

Nun, es könnte für Sie und vielleicht auch für Ihre Leser nicht uninteressant sein, wenn mal 
ein „Besserwisser“, ein BGH-Richter, der offensichtlich besorgniserregend seine öffentlichen 
Pflichten nicht nachkommt, in seinen Schranken gewiesen wird, damit er nicht nur gegen 
Honorar im eigenen Interesse von Recht spricht, das er selber garantenpflichtwidrig nicht 
nachkommt und damit seinen öffentlichen Auftrag nicht gerecht wird. 
 

Weshalb hat er denn für den Vorsitz am II Senat des BGH’s geklagt?  Auch nur des Geldes 
wegen? 
 

Einige andere Medien haben schon “Fischer im Recht” aufgegriffen und sind daher  
vorbelastet und genau wie die F.A.Z., die Süddeutsche u. a. den Herrn „Rechthaber“, beim 
Wickel haben. 
Es könnte vorstellbar sein, dass Sie das hier anliegende Material leicht zur Kenntnis nehmen 
und aufgreifen können. 
 

Nun, meine fast siebzehn jährige Tätigkeit als Altruistische Rechtshilfe hat mir sehr weit die 
Augen geöffnet  und ich konnte dementsprechend auch sehen, welche Vorstellungen die 
Volljuristen an den Gerichten und bei der Staatsanwaltschaft haben. 
 
Ich habe also selbstlos viele mittellose Menschen zur Seite gestanden und streng eine  
Arbeit hingelegt, die nicht gerade von den Volljuristen gewünscht war, weil sie sich scheinbar 
in der „Ruhe“ gestört gefühlt haben und nicht so wie sie wollten von der Sach- und Rechtlage 
abweichen konnten, um ihre eigenen Interessen zu frönen 
 
Entsprechen meines Auftretens habe ich mich damit nicht beliebt gemacht. 
 
Nun soll es mich „erwischen“!  Ich kann zwar damit umgehen, nehme es jedoch, wegen der 
kriminellen Energie nicht hin.  Weil das  Recht bei den Volljuristen zu kurz kommt, habe ich 
bereits, über den E-Mail Verteiler wie folgt eine öffentliche Aktion vorgenommen. 
 
Aber, sehen sie selbst. 

ISENSEE, J., Das legalisierte Widerstandsrecht, Seite 41 
 
"Der Rechtsstaat garantiert dem Einzelnen effektiven 
Rechtsschutz..."  
"Die Friedenspflicht des Bürgers und das Verbot der 
Selbsthilfe bestehen aber nur soweit, wie der effektive 
staatliche Rechtsschutz reicht. Das Selbsthilferecht des 
Bürgers lebt deshalb in Grenzfällen auf, in denen 
ausnahmsweise keine gerichtliche Hilfe erreichbar und die 
vorläufige Hinnahme einer Rechtsverletzung durch 
Staatsorgane unzumutbar ist." 
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Hier hat es einen meineidigen „Besserwisser“   voll  
erwischt!  
Der Fisch fängt am Kopf an zu stinken!  
 
„Fischer im Recht“?    …unter dem Motto: Honorare, Honorare. Honorare… alles andere 
keine Frage……… richterliche Dienstpflicht kann warten !? 
 
Scheinbar geldgierig und keine Verantwortung seiner Garantenpflicht nachzukommen. 
 
Deshalb und aus gegebenem Anlaß wurde mit dem 05.12.2016  (!?) Zeichen 2 ARs 278/16, 
der  
 
Vorsitzende Tatrichter am Bundesgerichtshof , Professor Doktor Thomas FISCHER, 
geb. am 29.April 1953 in Werdol, verh., zwei Söhne,  
 
wegen                   Besorgnis der Befangenheit abgelehnt .  
 
Der abgelehnte Tatrichter hat mit dem Schriftstück Datum 21.11.2016, offensichtlich dem 
Unterzeichner gegenüber rechtwidrig beleidigend, diskriminierend, verleumdend, (schwere 
Persönlichkeitsrechtsverletzung) nötigend, betrügend, übervorteilend, sowie sich auch 
förmlich  dem Anstandsgefühl und dem Höflichkeitssinn und nicht zuletzt dem Recht 
widersetzend, den gesetzlichen Richter entzogen.  
(ein störender Zustand für die Freiheitlich Demokratische Grundordnung) 
 
Hinweis: 
Dem Verfahren am BGH ging ein simuliertes Strafverfahren mit manipulierten Akten, 
Urkundenverdunklungen, Falschbeglaubigungen, nicht unterschriebenen Strafbefehl im 
Brandenburgischen Oberlandgerichtsbezirk, über drei Instanzen seit 2012, voraus.  
Das gesamt befasste Justizpersonal im Brandenburgischen Oberlandgerichtsbezirk hat sich 
und nun auch noch der BGH, vertreten durch „Fischer im Recht“, garantenpflichtwidrig  und 
treuwidrig im Verstoß ihres Eides über das Grundgesetz erhoben. 
 
Das heißt für den abgelehnte Tatrichter: 
 
Für die erforderliche dienstliche Stellungnahme gro b zusammengefaßt  
Der abgelehnte Tatrichter am BGH, ein Volljurist, ein Garant, hat eidesgemäß Treupflichten 
und damit das Neutralitätsgebot folgen müssen und die den Grundgesetz 
entgegenstehenden Sachverhalte aus den „Scheinakten“ zur Kenntnis nehmen können und 
müssen, weil er dem Recht und Gesetzt sowie den offenkundigen Rechtstatsachen 
verpflichtet ist.  
Das hat er aber sehenden Auges, wider besseres Wissen rundum, unterlassen. (§ 13 StGB) 
Zudem stellt er sich auch noch  dem EU-Recht entgegen und verweigert unter Verletzung 
des Rechtsgrundsatzes von Treu und Glauben amts- und dienstpflichtverletzend die 
Akteneinsicht und damit das rechtliche Gehör. 
 
Im Wege der dienstlichen Stellungnahme hat sich der abgelehnte Tatrichter zu den oben 
gemachten Vorhaltung und vorgetragenen Begründetheiten (vgl. Anhang/Anlage), die die 
Besorgtheit ausgelöst haben, schriftlich, willentlich zu erklären und dem Ablehnenden 
vorzulegen. 
 
Das ist eine Dienstpflicht! 
 
Auch ist über die Akteneinsicht gerichtlich zu entscheiden. 
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Unter Verletzung des Beschleunigungsgrundsatzes und auch der 
Garantenpflichtverletzungen, ist bis heute dort alles in der Schwebe!? 
 
Das heißt, das simulierte und umstrittene Strafverfahren ist, wegen diversen 
Grundrechteverletzungen, nicht rechtkräftig abgeschlossen. 
 
Allerdings ist von Rechtwegen, wegen der Grundrechteverletzungen die Rückabwicklung 
vorzunehmen. 
 
Vergleiche Anhang/Anlage! 
 
Damit aber nicht genug: 
 
Offensichtlich ist man bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt / Oder auch nicht besser wie die 
Leute, die sie zur Ordnung rufen wollen. 
 
Mit Verstoß gegen die Garantenpflicht und gegen das Willkürverbot versucht sich, wider 
besseres Wissen, der Tatrechtpfleger Schuster  der Staatsanwaltschaft Frankfurt / Oder mit 
einer Ladung zum Strafantritt, Zeichen 270Js27838/11 V , vom 09.02.2017                      , 
einen Unschuldigen mit Freiheitsentziehung übelster Art, zu  konfrontieren.  
 
Der Tatgarant Schuster  weiß , daß das „Strafverfahren“ mit manipulierten Akten simuliert 
ist und beim BGH in der Schwebe hängt. Also, niemals rechtkräftig ist! 
 
Die Entrechtung ist hier wohl bei Aushebelung der Freiheitlich Demokratischen 
Grundordnung (FDGO) offensichtlich, womit u. a. die Zurückweisung mit dem 24.02.2017 
vorgenommen und Strafantrag gestellt wurde. 
 
 
Ohne Anerkennung jeder Rechtspflicht, jedoch im Kampf um das Recht, unter dem 
Rechtfertigungsgrund der Notwehr § 32 StGB der BRD und unter in Anspruchnahm e des 
Widerstandsrechtes GG Art. 20 Abs. 4 , wird vom zu Unrecht Verfolgten,  die im Verstoß 
gegen der Rechtsgrundsatz von Treu und Glauben sowie der Denk gesetze und gegen 
das Willkürverbot  gefertigte „Ladung zum Strafantritt“, datiert mit 09.02.2017, zum Zweck 
der Freiheitsberaubung , gefertigt vom meineidigen  Tatunrechtspfleger Schuster, im 
Verstoß gegen seine  Amts-, Dienst- und Treuepflich t, seiner Sorgfaltspflicht, seiner 
Garantenpflicht im Wege der Unterlassung, nun nach vollzogener Beleidigung, 
Verleumdung, Diskriminierung, Verunglimpfung, Diffa mierung, Denunzierung, 
Verkriminalisierung, Nötigung und sittenwidriger bö ser Schädigungsabsicht , auch der 
öffentlichen Hand gegenüber, unter Hinweis auf den permanenten Entzug des gesetzlichen 
Richters im OLG-Bezirk  Brandenburgs,  
generell und voll umfänglich zurückgewiesen . 
 
und in Notwehr – pflichtgemäß Widerstand nach Artikel 20 Abs. 4 Grundgesetz geleistet, weil  
andere Abhilfe nicht möglich ist 
 
Vergleiche Anhang/Anlage! 
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Offenkundiger Rechtbankrott 
Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß eine faire und rechtstaatskonforme 
Behandlung auf der Basis der Freiheitlich Demokratischen Grundordnung von den 
Angesprochenen Behörden vorgenommen wird und werden kann. 
 
…. weil das bundesrepublikanische Rechtsetzungschaos für ein Ansinnen des Unmöglichen 
gesorgt hat und zwar offensichtlich und offenkundig, durch grausame Verzweiflungstaten des 
nicht legitimierten, rechtgrundlagenlosen „Gesetzgebers“ mit den erzeugten, sich gegenseitig 
im Wege stehenden und widersprüchlichen „Gesetzen“ und „Rechtsprechungen“, alles Recht 
der Welt ausgehebelt hat.  
Das bedeutet völlige Orientierungslosigkeit für Richter „Staatsanwalt“, Bürger und Mensch. 
 
Einige Medien greifen diesen offenkundigen Rechtbankrott  hier und da kleinlaut auf, damit 
sie einigermaßen ihrer Informationspflicht nachgekommen sind.  
 
Natürlich erreichen sie damit nicht die Volksmassen.  
 
Es kommt zusätzlich auch noch auf die psychologische Verpackung an. 
 
Das Grundübel ist der nichtgesetzliche Richter! 
 
Jedenfalls hat sich der, mit  „Recht“   bei den  öffentlichen Publikationsorganen eingekaufte,  
 
Tatrichter am Bundesgerichtshof , Professor Doktor Thomas FISCHER, 
 
offensichtlich nur Scheinrecht  zum Zweck der  arglistigen Täuschung und Irreführu ng, 
im eigenen Interesse, verbreitet. 
 
Der Tatrichter am Bundesgerichtshof , Professor Doktor Thomas FISCHER, ist 
offensichtlich aber nicht im Stande, seinen eigenen , in aller Öffentlichkeit verbreiteten, 
Rechtvorstellungen zu folgen, wie er durch Schweige n seit dem 05.12.2016 unter 
beweiß gestellt hat. Was seine innere Haltung  und äußere Gleichgültigkeit erblicken 
läßt 
 
Seinen eigenen, in aller Öffentlichkeit verbreiteten, Rechtvorstellungen einer Fata Morgana, 
könnte „Fischer im Recht“ mit einem Knockout (K.o.) getroffen haben was ihn bewusstlos 
werden lassen hat. 
 
Eine Erholungsphase dürfte weit überschritten sein.  
 
Ob nun die Hammerordnung oder das Baseballschlägergesetze von manipulierten 
Vollzugsfiguren, für die Übergangsregelung bis zur Herstellung einer vernünftige öffentlichen 
Ordnung, streng gegen die menschliche Vernunft, ausgeübt werden, dürfte nur in soweit in 
Frage stehen, wie lange Menschen als Zuschauer Gewalt gerne über sich ergehen lassen 
möchten…… 
 
Das könnte mit der abnehmenden Toleranz in der Zivilbevölkerung möglicher Weise schnell 
dazu kommen oder gar noch viel schlimmer. Man weiß ja nie! 
 
 
 
Zunächst: Denke für Dich selbst und gehe mit Dir se lbst in Einklang.  
 
 
 



INFO                                 

Mitglied im Arbeitskreis Verfassung und Justiz 

 
5 

 

 
Hier Auszüge aus verschiedenen Medien gefundenen Meinungen und Gegensätze 
 
„Fischer im Recht“ – Auszug aus Wikipedia 
 
Öffentliches Engagement und Wahrnehmung 
Seit Januar 2015 schreibt Fischer eine wöchentliche Kolumne („Fischer im Recht“[10]) auf 
Zeit Online, die der breiten Öffentlichkeit aktuelle Fälle und Grundlagen des Rechts 
vermitteln soll;[11] Ihm geht es darum, „an einzelnen herausgehobenen Themen, Begriffen, 
Problemen das Strafrecht insgesamt in einen gesellschaftlichen Zusammenhang zu stellen 
und etwas näher und etwas anders zu erläutern“ als üblich.[12] Als erster Berufsrichter in 
Deutschland sucht Fischer eine so große Öffentlichkeit und polarisiert dabei. Der 
Tagesspiegel kommentiert, „Analyse, Sprachkraft, Wissen, Haltung, diese Eigenschaften 
durchziehen jeden Text“; Fischer zeige „Lust am Widerspruch“ und eine angriffslustige 
„Verachtung für das Gewohnte und Gewöhnliche“.[13] Fischers Meinungsfreudigkeit wird 
kontrovers diskutiert;[14] so kritisierte ein Artikel der Frankfurter Allgemeinen 
Sonntagszeitung, mit welcher er sich in seiner Kolumne regelmäßig auseinandersetzt, die 
Kolumne werde „als böswillig und diffamierend empfunden“.[15] Urban Sandherr, Richter am 
Berliner Kammergericht und Redakteur der Deutschen Richterzeitung, hat Fischer 
vorgeworfen, durch „brachiale Schuldsprüche“ fachliches Verständnis und konstruktive Kritik 
am deutschen Rechtswesen zu „desavouieren und konterkarieren“.[16] Der Strafrechtslehrer 
Günther Jakobs bezeichnete einige der 2016 als Buch veröffentlichten Zeit-Kolumnen als 
„wahre Kabinettstücke“ und bescheinigte ihnen einen „rechtspolitischen Impetus“, 
vorgetragen mit „verblüffender Deutlichkeit“ als „betont eigene Ansichten“.[9] Die 
Rezensentin des Deutschlandfunks äußerte, Fischer schreibe „ungewohnt offen und 
gedanklich erfrischend“; das Buch bewege sich „zwischen Polemik, Provokation und 
Belehrung“.[12] Mit Blick auf das große Publikum Fischers bei Universitätsvorträgen schrieb 
der Unispiegel im Mai 2016, Fischer werde gerade „zu einer Art Popstar und Erklärbär für 
Studenten und andere junge Menschen“.[17] 
Der von Fischer geführte zweite Strafsenat des Bundesgerichtshofs gilt nicht nur wegen der 
Rechtsstreitigkeiten um die Besetzung Fischers als „Rebellensenat“, sondern auch, weil er 
häufiger als andere Senate von der bestehenden Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
abweicht.[18] Behauptet wurde auch, dieser Senat erledige wegen Fischers umfangreichen 
Nebentätigkeiten wesentlich weniger Verfahren als die anderen Strafsenate.[15] Im Juli 2016 
äußerte der Richter des ersten BGH-Strafsenats Andreas Mosbacher, Fischer verletze das 
Mäßigungsgebot bei öffentlichen Äußerungen, das sich aus dem Grundsatz richterlicher 
Unabhängigkeit ergebe. Mosbacher verwies dazu auf Fischers sexualisierte, Kritiker 
herabwürdigende Sprache und scharfe personenbezogene Meinungen zu laufenden 
Verfahren, nämlich dem NSU-Prozess und dem Verfahren gegen Sebastian Edathy.[19] 
Volker Zastrow griff diese Kritik in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung auf und 
schrieb, Fischer stilisiere sich „schon seit Jahren als Nestbeschmutzer“; „sprühende 
Intelligenz, das unverkennbar journalistische Talent, die Gedankenflucht und was immer 
sonst noch die Synapsen flottiert, die Aggressivität und schließlich geradezu begeisterte 
Bosheit, all das ist denn doch zu viel Drama des begabten Kindes“ – Fischer sorge für 
Unruhe im Bundesgerichtshof und schade dessen Ruf.[20] Dagegen kam Uwe Schmitt in der 
Welt am Sonntag, ebenfalls auf Mosbacher bezogen, zum Schluss, die deutsche 
Debattenkultur brauche „mehr Fischer. Nicht weniger.“[21] 
In den Jahren 1994 bis 1997 war Fischer Erster Vorsitzender der Beschwerdekammer des 
Verbands für das Deutsche Hundewesen. Er ist Mitglied von Amnesty International 
Deutschland und Transparency International.[2] 
 
Mehr: https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Thomas_Fischer_(Jurist)&printable=yes 
 
 
Beispielauszüge 
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Mehr: http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2015-06/bundesgerichtshof-justiz-
fischer-im-recht 
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Druckversion 
Sonntag, 27.11.2016, 03:27 Uhr 
 

 
Schriftgröße: abc | abc | abc 
Fenster schließen 
Artikel drucken 

Thomas Fischer: Der Richter als Kolumnist: "Der BGH  liebt mich, er weiß es nur noch nicht"  

von Constantin Baron van Lijnden  

Als streitbarer und umstrittener Richter war Thomas Fischer häufig in den 
Schlagzeilen, seit einem Jahr schreibt er sie selbst. Die Vermischung von dritter und 
vierter Gewalt fesselt zahlreiche Leser – und stößt ebenso viele vor den Kopf.  

Fundstelle per 18.01.2016 - mehr 
http://www.lto.de//recht/hintergruende/h/fischer-thomas-bundesrichter-bgh-kolumne-
schlagzeilen-streitbar/ 
 
 
Aber, immer in aller Munde….. auch im Nachtcafe´……. 
 

    
 
Fernsehsendung Nachtcafe´, SWR 
 
 
 
Übrigens: Halbwahrheiten sind immer eine ganze Lüge!  
 
… und Illusionäre Gerechtigkeit 
"Unter den in der Bundesrepublik obwaltenden Verhältnissen von den Gerichten 
Gerechtigkeit zu fordern, ist illusionär"  
(Willi Geiger, ehemaliger Bundesverfassungsrichter 1982) 
 
 
 
 
Auszüge zu 
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Nachrichten und Informationen der F.A.Z. zum Thema Thomas Fischer   
 
„Fischer im Recht“ 
Der Bundesrichter Thomas Fischer lässt in seiner IchimRecht-Kolumne nichts anbrennen. 
 
31.07.2016, von Volker Zastrow  

 
© dpa Thomas Fischer ist Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof.  

Seit Thomas Fischer Richter am Bundesgerichtshof ist, gab es mannigfach Gelegenheit, 
über Streit innerhalb der Institution zu berichten. Und seit Fischer, der sich den Vorsitz des 2. 
Strafsenats erklagte , auf „Zeit Online“ eine Kolumne unterhält, fehlt es gewiss nicht an 
neuen Gelegenheiten. Die Kolumne heißt „Fischer im Recht“, das soll schlau doppeldeutig 
wirken, aber ist ganz eindeutig: Hier schreibt ein Mensch, der von der Einsicht, wie 
unglaublich Recht er doch hat, getroffen wird wie von einer himmlischen Erscheinung. 

….. Fischers Fahrwerk allerdings gleicht eher einem dieser vollgemüllten Einkaufswagen, die 
irrlichternde Obdachlose vor sich herschieben – wo ein Vorderrad wild rappelt, weil 
irgendwas kaputt gegangen ist. Da ist es schwer, die Spur zu halten….. 
 

……Gern hackt Fischer darin auf Richtern rum, nicht zuletzt denen des eigenen 
Gerichtshofs. Er stilisiert sich schon seit Jahren als Nestbeschmutzer. Das soll wohl wieder 
blinzelnd doppeldeutig klingen, wie der Kolumnentitel, und ist doch ganz eindeutig: Der 
Richter scheißt am liebsten, wo er isst……. 

Gerade Richter sollten Vorbilder beim Einsatz von G esetzen sein 

Zweites Beispiel: Während des Ermittlungsverfahrens gegen den ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten Sebastian Edathy posaunte Fischer in der „Zeit“: „Bitte 
entschuldigen Sie, Herr Edathy“. Das bezog sich auf die Hausdurchsuchung bei Edathy, 
dessen Verfassungsbeschwerde das Verfassungsgericht später indessen verwarf. Sodann 
widmet sich Mosbacher der sexistischen Sprache Fischers, in dessen Beiträgen es um 
„Wichsvorlagen“ und „dicke Silikonbrüste“ geht und eine Frau „ihre Vagina mit ihrem 
Geldbeutel verwechselt“. 

Das Mäßigungsgebot für Richter gelte auch für „die Art und Weise, wie diese geäußert 
werden“, schreibt Mosbacher. Anschließend geht er mit weiteren Beispielen darauf ein, wie 
Fischer in seiner Kolumne regelmäßig andere herabwürdigt, etwa Journalistinnen als 
hormongesteuerte Wesen. Über eine Äußerung des Bundesjustizministers schrieb Fischer: 
„An diesem Satz ist alles falsch und unverständlich.“  
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Über den Beitrag eines Bundestagsabgeordneten in einer Debatte zur Reform des 
Sexualstrafrechts: Das sei „Hegel, Marx, Mead, Honecker, Oktoberfest und Nach-vorne-
Ficken in einem“. Mosbacher schreibt, von einem Richter erwarte man unvoreingenommene, 
möglichst wenig vom Gefühl beeinflusste Entscheidungen. Das gelte besonders für Kritik an 
staatlichen Institutionen oder Repräsentanten. Er schließt: Mäßigung sei nicht modern und 
auch wenig unterhaltsam. Doch sollten gerade Richter Vorbilder beim Einhalten von 
Gesetzen sein. 
Zur Homepage 

Quelle: F.A.S.  

http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/fischer-im-recht-der-richter-mit-den-dicken-
silikonbruesten-14364561.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2 
 
 

 
Bundesgerichtshof Immer nur um Fischer  
 
Wie „Deutschlands bekanntester Strafrichter“ seine Arbeit macht. Oder auch nicht.  
 
13.03.2016, von Helene Bubrowski 
 

 
© dpa Er nimmt für sich in Anspruch, „Deutschlands bekanntester Strafrichter“ zu sein: 
Thomas Fischer.  
 
Thomas Fischer verabscheut die Mäßigung. Aber er ist Richter geworden und per Gesetz 
zur Mäßigung verpflichtet. Fischer verachtet Opportunisten. Aber er schreibt jede Woche so, 
dass ihm der Jubel seiner Fangemeinde gewiss sein kann. Er macht sich lustig über den 
Mittelstand, der „nichts so sehr wie den Exzess“ fürchte und „Juristen wie Ameisen“ gebäre, 
aber ihm gehören ein Wohn- und ein Arbeitshaus in Baden-Baden. Für eine erfolgreiche 
Richterkarriere brauche man keine „ausdifferenzierte Intellektualität“, Meeresschildkröten 
oder Spermien bewältigten die Aufgabe mit „annähernd derselben Perfektion“. 
 
Aber er selbst hat für seine Spitzenposition am Bundesgerichtshof in Karlsruhe mit harten 
Bandagen gekämpft. Er ist aufbrausend und aggressiv in seinen Schriften, aber sanft im 
persönlichen Gespräch. Er beschimpft und beleidigt öffentlich Kollegen, Journalisten, 
Professoren und Politiker, aber kann selbst sachliche Kritik nicht ertragen. Fischer ist ein 
Mann voller Widersprüche. 
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Richter sprechen gewöhnlich durch ihre Urteile. Sie müssen sich innerhalb und außerhalb 
ihres Amtes so verhalten, dass das Vertrauen in ihre Unabhängigkeit nicht gefährdet wird. 
So verlangt es das Deutsche Richtergesetz. Der Rechtsstaat lebt vom Vertrauen seiner 
Bürger. Doch Fischer kann und will sich niemandem unterordnen. Wer sich gegen seine 
Angriffe wehrt oder gar versucht, ihm Grenzen aufzuzeigen, muss damit rechnen, mit Klagen 
überzogen und öffentlich niedergemacht zu werden. 
 
Fischer sieht sich „im Recht“ – so lautet der Titel seiner Kolumne auf „Zeit Online“. 
Fremdwahrnehmung und Selbstwahrnehmung gehen dabei weit auseinander: Er bemühe 
sich, sich in seinen Texten zurückzunehmen, er falle über niemanden her, sagte Fischer 
kürzlich – und tut genau das in einer Art, die nicht nur von seinen „Opfern“ als böswillig und 
diffamierend empfunden wird. In seinen Texten erscheinen Richter als feige, Ostdeutsche als 
in der DDR zurückgeblieben und Journalisten als bestenfalls ahnungslos. In seiner Kolumne 
spielt Fischer nur allzu oft Ankläger, Richter und Vollstrecker in einer Person, gegen deren 
Urteil es keine Berufungsmöglichkeit gibt. 
 

Der 62 Jahre alte Fischer hat ein bewegtes Leben hinter sich. Als Teenager brach er die 
Schule ab, um Rockmusiker zu werden, arbeitete als Kraftfahrer und Paketzusteller. Erst mit 
Ende zwanzig begann er sein Jurastudium, dann aber hat er die Karriereleiter sehr schnell 
erklommen. Er nimmt für sich in Anspruch, „Deutschlands bekanntester Strafrichter“ zu sein. 
Wiederholt wurden ihm fachliche Brillanz und intellektuelle Schärfe bescheinigt. Doch sein 
Geltungsbedürfnis ist nicht befriedigt. 
 

Schaden nimmt deswegen insbesondere der Bundesgerichtshof. Besonders peinlich ist der 
jüngste Vorfall im Februar: Das Oberlandesgericht Frankfurt rügt den 2. Strafsenat, dem 
Fischer vorsitzt, er habe ein Strafverfahren verzögert und damit das Recht des 
Beschuldigten auf ein faires und rechtsstaatliches Verfahren verletzt. Solch eine Rüge ist 
selten. Die Frankfurter Richter sahen sich gezwungen, den Haftbefehl gegen einen 
Rauschgifthändler aufzuheben. Zwar bestehe weiter Fluchtgefahr, aber nach über zwei 
Jahren und neun Monaten sei die Fortsetzung der Untersuchungshaft nicht mehr 
verhältnismäßig. 
 
Die Verantwortung dafür, dass der Drogenhändler auf freiem Fuß gesetzt werden musste, 
sieht das Oberlandesgericht bei Fischer: Fast vier Monate hätten die Akten bei ihm gelegen, 
bevor er sie an den Berichterstatter weitergeleitet habe. Wenn der Senat überlastet ist, muss 
der Vorsitzende das Präsidium informieren, damit die Arbeit unter den Senaten anders 
verteilt wird. In seiner Stellungnahme gegenüber dem Frankfurter Gericht gab Fischer an, die 
Verzögerung beruhe auf der „allgemeinen Geschäftslage des Senats“. Dennoch hatte er 
keine Überlastungsanzeige gestellt. Das erklärt er im Telefongespräch mit der Frankfurter 
Allgemeinen Sonntagszeitung so: „Es lag an meiner persönlichen Belastungslage, ich hatte 
sehr viel zu tun.“ Einen Widerspruch zu seiner Stellungnahme gegenüber dem Gericht sieht 
er darin nicht. 
 
„Während andere im Urlaub wandern, fahre ich auf Tagungen“ 
Dass Fischer sich nicht über zu viel Arbeit im Gericht beschweren wollte, könnte auch 
andere Gründe haben: Wenn dienstliche Interessen beeinträchtigt sind, kann das Präsidium 
Nebentätigkeiten untersagen. Für Fischer würde das bedeuten, dass er auf einen großen 
Teil seiner öffentlichen Wirkung verzichten müsste. Als die Frankfurter Akte ungelesen auf 
seinem Schreibtisch lag, war er noch nicht einmal wöchentlicher Kolumnist. Doch sogar ohne 
die etwa 25.ooo Zeichen, die er nach eigenen Angaben immer am Sonntagmorgen schreibt, 
bewältigt Fischer ausweislich seiner Internetseite Nebentätigkeiten in enormem Umfang. Pro 
Monat hält er meist mehrere Vorträge, er besucht Tagungen, veröffentlicht Beiträge in 
Fachzeitschriften, ist Honorarprofessor an der Universität Würzburg. Jedes Jahr erscheint 
sein Kommentar zum Strafgesetzbuch, 2500 Seiten beackert Fischer ganz alleine – zu allen 
Paragraphen muss er die aktuelle Rechtsprechung und Literatur ergänzen. 



INFO                                 

Mitglied im Arbeitskreis Verfassung und Justiz 

 
11 

 

 
Fischer bestreitet, dass dienstliche Interessen durch seine Nebentätigkeiten beeinträchtigt 
seien. „Während andere im Urlaub wandern, fahre ich auf Tagungen“, sagt er. Doch was 
man in Karlsruhe hört, klingt ganz anders: Im 2. Senat gehe es chaotisch zu, heißt es. Es sei 
kaum möglich, sich an zwei oder drei Tagen hintereinander zu Beratungen zu treffen, wie es 
in den anderen Senaten üblich sei. 
 
Dass im 2. Senat etwas schief läuft, zeigt auch ein Blick auf die veröffentlichten Statistiken 
des Bundesgerichtshofs. Von den Strafsenaten entscheidet Fischers Senat mit großem 
Abstand die wenigsten Fälle im Jahr. 220 Revisionsverfahren blieben 2015 unerledigt. In den 
anderen Senaten waren beim Jahreswechsel nur noch zwischen 101 und 115 Verfahren 
anhängig. Die Zahl der Neueingänge am Anfang des Jahres war bei allen Senaten etwa 
gleich hoch. Ganz ähnlich ist der Befund in den Jahren 2014 und 2013. 
Fischer wurde im Sommer 2013 zum Vorsitzenden ernannt. Auch in den beiden vorherigen 
Jahren waren die Rückstände beim 2. Senat höher. Auch daran hat Fischer seinen Anteil: Er 
hatte verhindert, dass der Posten des Senatsvorsitzenden besetzt wird. Der damalige 
Gerichtspräsident Klaus Tolksdorf hielt Fischer für ungeeignet – doch der war nicht bereit, 
die Beurteilung hinzunehmen und klagte. So konnten zwischenzeitlich drei 
Vorsitzendenposten nicht besetzt werden. 
 

Schon damals gab es genug Anzeichen dafür, dass Fischer die ausgleichenden Fähigkeiten 
fehlen, die ein Senatsvorsitzender mitbringen sollte. Drei Richterkollegen ließen sich 
versetzen – seinetwegen, wurde in der Presse berichtet. Bevor im Frühjahr 2011 der Streit 
über die Besetzung ausbrach, sind im 2. Senat nicht mehr Akten liegen geblieben als in den 
anderen Senaten. 
 
Nun ist Schnelligkeit sicherlich nicht das entscheidende Kriterium. Wenn der 2. Senat 
intensiver nachdenken, sorgfältiger recherchieren und umfassender diskutieren würde, 
könnte man kaum etwas dagegen haben, dass die Verfahren sich in die Länge ziehen. Im 
Schnitt gibt es im 2. Senat mehr mündliche Verhandlungen als in den anderen Senaten. 
Doch das lässt nicht unbedingt den Schluss zu, dass der Senat sich eingehender mit den 
Fällen befasst. Fischer hat eine eigene Erklärung: „Wir können uns im Senat nur schwer 
einigen.“ Wenn sich die Richter in der Beratung nicht einig sind, müssen sie eine mündliche 
Verhandlung ansetzen. „Es liegt an den Menschen“, sagt Fischer. Es ist kein Geheimnis, 
dass er in seinem Senat Freunde und auch Feinde hat. 
 
Außerhalb des Senats hat Fischer in Karlsruhe vorwiegend Feinde. Auch viele der Kollegen, 
die sich während des Streits mit Tolksdorf auf seine Seite gestellt hatten, sind von ihm 
abgerückt. Sie sind Fischers überhebliche Vorhaltungen leid. Er wirft ihnen Verstöße gegen 
die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit vor, wenn sie langjährig praktizierte Rechtsprechung 
anwenden. Auf seinen Berufsstand blickt er in seiner Kolumne so: „Der Jurist ist seiner Natur 
nach ein furchtsamer Mensch. Er bewegt sich nur ungern dort, wo es heiß, staubig, laut und 
gefährlich ist.“ 
 
Fischers Senat wird in Justizkreisen „Rebellensenat“ genannt. Er ist dabei, einen Grundsatz 
nach dem anderen umzustoßen. So entschied der 2. Senat, dass Aussagen von Zeugen im 
Ermittlungsverfahren, die mit dem Angeklagten verwandt sind, im Prozess überhaupt nicht 
verwertet werden können – auch nicht über den Umweg einer Vernehmung des 
Ermittlungsrichters. Jahrzehntelang teilten alle Senate die Auffassung, dass die Vernehmung 
des Richters zulässig ist; auch Fischer sah das früher so. Doch nun urteilt sein Senat, dass 
diese Praxis „eines Rechtsstaats nicht würdig“ sei. Volles Kaliber! 
„Wir können den Feminismus verordnen oder den Ganzkörperschleier“ 
 
Fischer weist mit dem Finger auf Kollegen, die nicht alle Akten lesen. Dabei folgt auch der 2. 
Senat nach Fischers eigenen Angaben inzwischen wieder dem bewährten „Vier-Augen-
Prinzip“, nach dem nur Berichterstatter und Vorsitzender die Akten kennen. 
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Alleingänge bringen Unruhe und Unfrieden in den Bundesgerichtshof. „Ruhe ist doch nicht 
per se etwas Positives“, sagt Fischer. Doch damit hintertreibt er die Funktion des 
Bundesgerichtshofs, der die Rechtsprechung vereinheitlichen soll. Und schlimmer noch: Er 
untergräbt das Vertrauen der Bürger in die Justiz. 
 
Auch außerhalb Karlsruhes verliert Fischer an Unterstützung. Unter Grünen hörte man früher 
viel Positives über ihn. Nach seinen Ausführungen zum Sexualstrafrecht hat sich das 
geändert. Er habe ein „gestörtes Verhältnis zu Frauen“, heißt es in der Bundestagsfraktion. 
Und: „Rechtspolitisch nimmt ihn inzwischen niemand mehr ernst.“ Das Vorhaben, 
Schutzlücken bei der Vergewaltigung zu schließen, ist für Fischer bloße „Sehnsucht nach 
Strafe“. Die große Koalition will Frauen, die zum Widerstand gegen ihren Vergewaltiger 
unfähig sind, besser schützen. Fischer schreibt dazu: „Wir können die Freiheitsspielräume 
der Menschen so klein machen, dass sie wie die Ratten in der Falle quietschen. Wir können 
den Feminismus verordnen oder den Ganzkörperschleier ...“ 
 
Fischers Kommentar zum Strafgesetzbuch ist nach wie vor eine Pflichtanschaffung für jeden 
Referendar. Doch zunehmend hört man die Klage, der Kommentar gebe die herrschende 
Meinung gar nicht mehr wieder, sei für die Praxis daher nicht tauglich – „zu viel Fischer im 
Fischer“, heißt es. Sogar Strafverteidiger wenden sich ab. Einer, der einst zu seinen größten 
Unterstützern zählte, sagt: „Bei Fischer geht es immer nur um Fischer.“ 
 
Quelle: F.A.S. 
Fundstelle: 

http://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/wie-thomas-fischer-deutschlands-
bekanntester-strafrichter-seine-arbeit-macht-14120606.html 
 
 
Kommentare 
Mag sein, dass Herr Fischer ...  
Joachim Adamek  14  (See-Mann) - 13.03.2016 21:26  

Folgen  als Richter, Kommentator und streitlustiger Zeitgenosse eine 
Ausnahmeerscheinung ist, die nicht ins Klischee passt. Aber mir ist ein"menschlicher" 
Richter, der sich zum Tagesgeschehen äussert und einen grossen Leserkreis für 
Rechtsfragen und Schwierigkeiten sensibilisert, lieber, als ein Richter, der sich alleine auf 
das beschränkt, was seine Aufgabe ist. Seine jüngste Serie zur "Lügenpresse" war von 
herausragender Brillanz. 
 
 
Selbstdarstellung ist kein Beruf!  
Samuel Kasalla  (Kasasa) - 13.03.2016 21:16  

Folgen  Der Eloquenzkasper Fischer soll, wenn er Kolumnist sein will, seinen von 
Steuergeldern zwangsweise hochbezahlten Job als Richter an den Nagel hängen. Es ist 
allmählich unfassbar, mit welchen "Nebenjobs" höchstbezahlte Repräsentanten dieses 
Staates selbigen Staat selbstgefällig ad absurdum führen.  
 
die Hauptaufgabe  
Christian Wolff  7  (Christi...) - 13.03.2016 19:20  

Folgen  des Pianisten ist nicht, zu zeigen, wie toll er spielen kann, sondern zu zeigen, 
wie großartig die Musik ist. Sollte es nicht auch Hauptanliegen des guten Richter sein, zu 
zeigen, wie gut die Gerichte arbeiten statt die eigene (subjektive) Bedeutung 
hervorzukehren? Seine Qualitätsenfaltung kommt nur zustande durch die 
Rahmenbedingung, die ihm andere schaffen bzw. geschafft haben.  
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Der Beitrag ist okay - aber selbst nicht so ganz ohne Untergriffe!  
Ben Bauer  22  (martial...) - 13.03.2016 18:11  

Folgen  Ein Ego-Problem haben viele. Feinde haben auch viele. Und Glossen sind keine 
Glanzstücke richterlicher Unparteilichkeit. So wirklich überzeugend finde ich die Kritik nicht. 
Warum man Angehörige nicht vernehmen dürfen soll, aber ihre Vernehmung durch einen 
Ermittler, der selbst wieder vernommen wird, als problemlos gilt, erschließt sich mir nach 
diesem Artikel nicht. Nach meinem persönlichen höchst subjektiven Eindruck schwindet das 
Vertrauen in den Rechtsstaat nicht durch Persönlichkeiten wie Fischer - sondern durch jene, 
deren Urteile auch in Kenntnis des Rechts nicht mehr nachvollziehbar sind. Bankenrettungen 
gehören aus meiner Sicht auch dazu.  
 
Meinungen, Meinungen, Meinungen  
Erich Mann  (GustavH) - 13.03.2016 16:36  

Folgen  Der Artikel ist tendenziös. Das ist natürlich erlaubt und an sich gar nicht 
schlimm. Nur: Als (selbst-) kritischer Leser habe ich nicht viel davon, denn ich weiß ja nicht, 
in welchem Maße ich da manipuliert werde. Es sei denn, ich wende einige Stunden daran, 
mir durch Fakten-Recherche selber ein möglichst objektives Bild zu verschaffen. Verstoß 
melden  
Antworten (3) neueste Antwort: 13.03.2016 17:49 Uh 
 
Höchste Zeit,  
Gert Urban  (Gert63) - 13.03.2016 14:51  

Folgen  dass das Verhalten des Bundesrichters Fischer ein wenig in den Fokus der 
Bürger gerückt wird, in deren Namen auch er die Senatsentscheidungen (mit)trifft. Juristen 
lernen vom ersten Semester an, einen Ausgleich zwischen den Betroffenen Interessen zu 
suchen. Diese Mäßigung fällt Herrn Fischer ersichtlich schwer, wie schon seine ZON-
Kolumne "Fischer im Recht" offenbart. Scharfsinn und umfassende Rechtskenntnisse mögen 
notwendige Voraussetzungen für die Berufung in das Amt eines Senatsvorsitzenden am 
BGH sein, sie alleine genügen aber nicht. Sollte der frühere Präsident Dr. Tolksdorf am Ende 
Recht behalten? Im Übrigen bin ich positiv überrascht, wie fundiert Helene Bubrowski über 
die "causa Fischer" berichtet.  
 
Widerspruchsfreie Philosophie?  
Stephan Vogelmann  (Stephan...) - 13.03.2016 14:42  

Folgen  Was fehlt, ist eine Betrachtung dessen, ob Fischers Ansichten in sich stimmig 
sind. Stimmigkeit bezieht sich dabei auf ein geschlossenes, einheitliches 
rechtsphilosophisches System. Falls er beispielsweise im Blick gegen den Feminismus auf 
negative Freiheit (Autonomie) abstellt, fragt sich, ob er dies auch sonst tut. Bedeutender als 
sein menschliches Wesen, ist sein rechtliches Wesen.  
 
Als Strafrichter  
Horst lauterbach  (ash26e) - 13.03.2016 14:39  

Folgen  bemißt Herr Fischer die individuelle Schuld eines Straftäters. Das ist auch gut 
so. Aber mit was ich mich immer weniger anfreunden kann: Wann haften Beamte und 
Richter für ihr Tun? Oder wie lautet der Mainzerkarnevalszuruf im Sommer: " Is nix Passiert!" 
So ist das Selbstverständnis unserer Schreibtischtäter.  
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So what  
Rainer Pfefferle  (drpepperle) - 13.03.2016 14:33  

Folgen  Nachdem sich der Kolumnist der Zeit zuletzt über die Dummheit und Ignoranz 
von Journalisten ausgelassen ist es schön, wenn sich nun eine so intelligente und juristisch 
gebildete Kollegin zu Wort meldet. [...] Wissen Sie mich nervt der Fischer auch, wenn er 
völlig ungebremst meine Profession, die Ärzte völlig undifferenziert als Korrupte 
Beutelschneider beschimpft. Und jetzt soll er auch noch dafür verantwortlich sein, dass ein 
Frankfurter Gericht einen Drogendealer trotz Fluchtgefahr laufen lässt, weil er statt zu 
urteilen Kolumnen schreibt und Akten drei Monate liegen lässt. Da bin ich in Bayern andere 
Böcke der Jusitz gewohnt. Schreiben Sie weiter Herr Fischer!  
 
[Anmerkung der Moderation: Wir haben die markierte Passage entfernt, da sie gegen unsere 
Kommentarrichtlinien verstößt]  
 
Gier  
Jerhemya Antunkalinka  1  (jerantu) - 13.03.2016 14:30  

Folgen  Meist sind primitive Beweggründe anzunehmen, hier ist es wohl die Gier nach 
Anerkennung (bzw. nach Honoraren), die zu dieser Verletzung der Kernpflichten führt. 
Traurig wenn Menschen oder die Rechtsprechung darunter leiden müssen, aber auch 
einwenig ironisch, wenn man die Kolumne dieses "Ritter der Gerechten" kennt. Super Artikel 
btw, investigativ ist immer besser als lediglich Meldungen der Nachrichtenagenturen 
auszuformulieren :)  
 
Mensch und Meinung  
Mirco Hayen  13  (ebmile) - 13.03.2016 14:22  

Folgen  An Selbstbewusstsein fehlt es ihm nicht, keine Frage. Ab und an mag das auch 
arrogant wirken. Andererseits: wie er auf ZEitOnline gerade die Grüne Künast in der 
Diskussion über die Verschärfung des Vergewaltigungsparagrafen vorführte war mit Verlaub 
ein intellektueller Genuss. Weil Fischer eben ein scharfer und analytischer Denker ist. Dass 
dies bei den von ihm kritisierten Medien und Politiker/innen nicht auf Gegenliebe stößt 
verwundert nun nicht. Und erklärt auch die, mit Verlaub, hier nun doch sehr persönlichen 
Angriffe auf ihn.  
 
Interessant.  
Jochen Fischer  (fegalo) - 13.03.2016 14:11  

Folgen  Ich habe seine Kolumne in der Zeit anfangs mit Interesse gelesen, bis mir klar 
geworden ist, dass er zu allen Themen standardmäßig eine linke Position vertritt, und alles 
und jeden um sich herum abkanzelt. Was im Artikel steht, passt sehr gut zu dem Bild, das 
ich über den Mann gewonnen habe. Bin gespannt, wie er darauf reagieren wird.  
 
Wolfram Obermanns (procax) - 13.03.2016 14:08 Uhr  
Nebentätigkeiten  
Jenseits dieser personalisierten Kritik, würde ich es für ein interessantes Recherchethema 
halten, den Nebentätigkeiten deutscher Richter nachzugehen. Einerseits klagen unsere 
Richter - bestimmt nicht nur zu unrecht - über die Prozeßflut, andererseits sollen Richter der 
Berufsstand mit den meisten genehmigten Nebentätigkeiten sein. Im Sinne einer kritischen, 
medialen Öffentlichkeit kann man sich da als Journalist sicher eine Menge Ärger einhandeln, 
aber Kuscheln sollte schließlich auch nicht das Berufsziel in der Branche sein. 
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Mangelnde persönliche Eignung  
Michael Bertha  (mib70) - 13.03.2016 13:56  

Tja, da fehlt es wohl an der "persönlichen Eignung" für das Amt. Es zeigt sich immer 
mehr, dass Richter basisdemokratisch gewählt und abgewählt werden können sollten! 
Verstoß melden 
Antwort (1) neueste Antwort: 13.03.2016 20:53 Uhr  
Nestbeschmutzer sind nie beliebt 
Christoph Panitz    5  (unabhae...) - 13.03.2016 13:49  

Folgen  Ich kann zu den Vorwürfen der Autorin nichts sagen, wer könnte das, weil er 
Einblick in die Details hat? Doch diese gnadenlose, persönliche Form des Verrisses ist 
selten in den Medien. Das scheint mir kein Zufall zu sein. Da soll wohl einer desavouiert 
werden, der sich nicht an die Juristenkaste anpasst und ungewöhnliche Meinungen vertritt. 
Wer sich ein Bild von Fischer machen will, der schaue sich die Lanz-Sendung vom 3. März 
an. Aus meiner Sicht genial und unnachahmbar, wie er u.a. dem Cicero-Herausgeber 
Christoph Schwennicke die Leviten liest.  
 
Antwort (1) neueste Antwort: 13.03.2016 18:49 Uhr  
  32 Bundesrichter gehören meiner Ansicht nach nicht in´s TV, ...  
Folgen  Christoph Wirtz    6  (benutzer11) - 13.03.2016 18:49  

... und schon gar nicht in Boulevard-Sendungen der Sorte "Lanz". Über möglicherweise 
verborgene Motive, Fischer anzugehen, weiss  ich momentan nichts. Die Beschreibung 
seiner Art, sich in der besagten Kolumne zu äußern, empfinde ich als zutreffend. Mir kam 
das immer merkwürdig großsprecherisch und so vor, als denke da jemand, dass nur er den 
Stein der Weisen gefunden hat.  
 
Und warum  
Ulrich Dust  (kniesel...) - 13.03.2016 13:45  

Folgen  fragt keiner das Präsidium, weshalb bei zur Zeit nachweisbar höherer Belastung 
des 2 Senats die Nebentätigkeitsgenehmigung nicht vorübergehend ausgesetzt wird, bis der 
Senat wieder auf dem Laufenden ist ?  
 

 
 
Die  Verletzung des Willkürverbots liegt offensichtlich und offenkundig vor, weil die bereits 
den angegriffenen Entscheidungen im Brandenburgischen Oberlandgerichtsbezirk (Urteile, 
Beschlüsse, Revision) und nun beim BGH zugrunde liegende Rechtsanwendung unter 
keinem denkbaren Aspekt mehr rechtlich vertretbar sind und sich daher der Schluss 
aufdrängt, dass sie auf sachfremden und damit willkürlichen Erwägungen beruhen (vgl. 
BVerfGE 80, 48, [51]; - 83, 82 [84]; - 86, 59 [63]; stRspr). 
 
Jede Grundrechteverletzung führt im Wege des Justizgewährleistungsanspruches gemäß 
Art. 19 Abs. 4 GG zum Einzelanspruch jedes einzelnen Grundrechtsträgers auf 
Folgenbeseitigung durch Rückabwicklung  wegen Grundrechteverletzung . 
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Grundrechteverletzungen bestehen offensichtlich und  offenkundig darin: 
 
Es gibt im Brandenburgischen Oberlandgerichtsbezirk  keinen einzigen gesetzlichen 
Richter. 
 
Es gibt im Brandenburgischen Oberlandgerichtsbezirk  kein staatliches Gericht.  
 
Es gibt kein  gerichtverwertbares Urteil im Brandenburgischen Ob erlandgerichtsbezirk 
 
Es gibt einen Prozeßbetrug. 
 
Es gibt Meineid mit Folge des Hochverrats. 
 
Es gibt daraus folgend ein arglistig, aufgenötigtes  simuliertes Strafverfahren. 
 
Damit ist das simulierte und damit grundgesetzwidrige  Strafverfa hren in einem 
nichtigen Verwaltungsakt geendet. 
 
Der Haftungstatbestand für praktiziertes Unrecht is t erfüllt. 
 
 
Dienstvergehen nach treu- und rechtwidriger Garante n- und 
Sorgfaltspflichtverletzungen 
Es ist offenkundig, dass die Anwendung der BRD-StP0 rechtswidrig ist, weil 
 
erstens 
Am 16.09.2009 entschied der zweite Senat beim Bundesverfassungsgericht unter dem 
Vorsitz des jetzigen Präsidenten Prof. Dr. Andreas Voßkuhle in der Sache 2 BvR 902/06, 
dass die Strafprozessordnung nicht der zwingenden Gültigkeitsvorschrift des Art. 19 Abs. 1 
Satz 2 GG unterliegen würde, denn das Zitiergebot würde auf die vor seiner Maßgeblichkeit 
entstandenen, insbesondere auf vorkonstitutionelle Gesetze und somit auch auf §§ 94 ff. 
StPO, keine Anwendung finden. Seine Entscheidung begründet der zweite Senat mit der 
eigenen Rechtsprechung des BverfG aus dem Jahr 1953 ( BverfGE 2, 121 <122 ff> ), wissen 
müssend, dass diese damalige Entscheidung falsch und somit nichtig ist, denn die 
Strafprozessordnung wurde 1950, also nachdem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 
23.05.1949 und nach dem ersten Zusammentritt des ersten Deutschen Bundestages am 
08.09.1949 in einem eigenen neuen Gesetzgebungsverfahren zum Vereinheitlichungsgesetz 
vom 12.09.1950, BGBl. I, S. 455  vom Deutschen Bundestag und Bundesrat beraten und 
verabschiedet. Der einfache Gesetzgeber war gemäß der zwingenden Gültigkeitsvorschrift 
gemäß Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG gezwungen, aufgrund der in der Strafprozessordnung 
vorgenommenen Einschränkung von Freiheitsgrundrechten diese namentlich unter Angabe 
des jeweiligen Artikels in der StPO zu nennen, zu zitieren. Im Fall des nicht Zitierens ist das 
Gesetz nicht nach den Gültigkeitsvorschriften des Grundgesetzes zustande gekommen und 
ist mit dem Tage seines Verkündens ungültig. Interessant ist denn auch, dass das BverfG 
1958 in seiner Entscheidung “Vaterschaft” ( Az.: 1 BvL 45/56 ) festgestellt hat, dass die 
Strafprozessordnung aufgrund des Gesetzgebungsverfahrens zum Vereinheitlichungsgesetz 
vom 12.09.1950 kein vorkonstitutionelles Recht aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes ist. 
 
zweitens  
Der Rechtsnormbezug  auf Bestimmungen der ehemaligen Strafprozeßordnung liegt neben 
der Sache und verfängt  nicht, da diese infolge des ersten Bundesbereinigungsgesetzes  
vom 19.04.2006 (BGBI. I Seite 866) durch Streichung  des territorialen Geltungsbereiches in 
Anbetracht des Grundsatzes  von Treu und Glauben gemäß § 242 staatlichem BGB nicht 
mehr anwendbar  ist. 
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drittens 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes vom 25.07.2012 (2 BvF 3/1, 2 
BvR 2670/11, 2 BvE 9/11) nunmehr endgültig fest, daß unter der “Geltung” des 
Bundeswahlgesetzes – Ausfertigungsdatum von 07.05.1956 – noch nie “ein 
verfassungsmäßiger Gesetzgeber” am Werk war und somit insbesondere alle erlassenen 
„Gesetze“ und „Verordnungen“ seit 1956 nichtig sind. 
 
Womit überhaupt gar kein bundesrepublikanisches Gesetzt anzuwenden ist. 
 
Nichtigkeit  des Verwaltungsaktes. 
Dieser Mangel erzeugt unzulässigerweise grundgesetzwidrige Rechtsunsicherheit (Art. 20 
GG), und bewirkt damit die Nichtigkeit  des Verwaltungsaktes. 
 
Verstöße gegen das Gebot der Rechtsicherheit führen  zur Nichtigkeit und 
Ungültigkeit, BVerwGE 17,192 - GVBl 1964, 147. 
 
Damit verstößt ein Verwaltungsakt wie hier der streitbefangene Verwaltungsakt, gegen eine 
Rechtsnorm und ist gemäß den §§ 125, 138, 242 BGB und 44 VwVfG i.V.m. Art. 11 I + IV 
EGBGB nichtig  und bewirkt – nach rechtsstaatlichen Grundsätzen – damit keine  Rechtskraft 
oder Rechtswirksamkeit und es darf nicht  danach verfahren werden!   
 
Der falsche Rechtsschein ist bewirkt. Die Rechtsübe rschreitungen und die 
Übervorteilung werden reklamiert. 
 
Die Unterzeichnerin weiß, sie hat tatsächlich keinen  Rechtweg im derzeitigen Deutschland, 
weil sie bei dem Verlangen nach einer rechtstaatskonformen Justizgewährleistung in der 
Bundesrepublik tatsächlich immer eine kriminelle Organisation ansprechen muß, die 
rechtstaatliches Handeln nur noch vortäuscht.  
 
Die Freiheitlich Demokratische Grundordnung ist off enkundig ausgehebelt, die 
bundesrepublikanische Justiz ist nur Makulatur, als o ohne rechtskraftfähige 
Grundlagen. Der vorgegaukelte „Rechtstaat“ ist offe nkundig nur eine 
Besatzungsdiktatur, wie es den gegenwärtigen veröff entlichen Gesetzen zu 
entnehmen ist.  
 
Nichts ist justiziabel!  
Der Rechtsbankrott  ist in der Bundesrepublik des vorgeblich vereinigten Deutschland 
offenkundig. 
 
Rechtsbankrott  ist das Unvermögen einer Rechtsordnung, den Rechtsunterworfenen Recht 
zu verschaffen. Eine Einrichtung, insbesondere eine Rechtseinrichtung offenbart 
beispielsweise Rechtsbankrott, wenn sie Lügner (z. B. als so genannte gesetzliche Richter 
an den Gerichten!) an die Spitze gelangen lässt, Schmierer zu Schriftführern macht, Betrüger 
zu Kassierern, Fälscher zu Protokollanten, Hochstapler zu Beisitzern und Erpresser zur 
Rechtsaufsicht. Eine Besserung verspricht unter solchen Umständen allein die vollständige 
Rückkehr zu allgemein anerkannten Werten (z.B. Wahrheit, Freiheit) und Rechtsgrundsätzen 
(z.B. pacta sunt servanda, Willkürverbot, Wettbewerb usw.).  
 
(Köbler, Gerhard: Juristisches Wörterbuch; 15. Ausgabe, Verlag Vahlen, München, 2012) 
 

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt – ohne Unterschrift gültig        
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… und  hier dazu,  auch ein Artikel vom 27.08.2016 
 
Süddeutsche Zeitung 
 
27. August 2016, 21:05 Uhr  
Strafrecht Thomas Fischer, der Rechthaber  

 

Aus dem Talar in die Talkrunde: Thomas Fischer vor einer Urteilsverkündung in Karlsruhe. 

(Foto: Ronald Wittek/dpa)  

Schräge Pointen über dreibeinige Hunde, verletzende Sprüche über Frauen und Hormone: 
Thomas Fischer ist der bekannteste deutsche Strafrechtler - und der umstrittenste. Doch 
hinter seinen Provokationen steckt Idealismus.  

Von Wolfgang Janisch, Karlsruhe   

Wenn richtig wäre, was so alles über Thomas Fischer geschrieben wird, dann wäre der Hund 
ein Problem. Man sitzt auf der Terrasse seines Hauses, das Gespräch ist eine halbe Stunde 
alt - da taucht dieser riesige Hund auf. 

Er blickt den Gast an, als hätte er noch nicht entschieden, wie mit ihm zu verfahren sei. Nun 
sagt man über Hunde, dass sie letztlich nicht besser seien als ihre Herrchen. Und über 
Fischer, dass er so etwas wie ein Journalistenfresser sei. Der Hund verliert sein Interesse 
rasch, er ist frisch gebadet und zufrieden. Nur ein Mal bellt er kurz und trocken. 

3 Jahre  

Seit gut drei Jahren ist Thomas Fischer Vorsitzender des zweiten BGH-Strafsenats. Sein 
Lebenslauf ist eher ungewöhnlich. Schulabbruch, Arbeit als Kraftfahrer, Rockmusiker, 
Korrektor und Paketzusteller. Dazwischen holte er das Abitur nach und studierte ein paar 
Semester Germanistik. Als er in Würzburg das Jurastudium begann, war er 27. Der Weg 
zum schreibenden Richter-Promi war nicht unbedingt vorherzusehen. Oder doch? Als 
Germanistik-Student wollte er in den 70er Jahren eigentlich Schriftsteller werden. Und als 
Rockmusiker? Natürlich ein Star. Wolfgang Janisch 
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Thomas Fischer ist ein freundlicher Mensch. Als der Besucher bei der Ankunft noch 
unentschieden zögert, ob er die richtige Adresse gefunden hat, eilt Fischer in Bermudashorts 
aus einem großzügig verglasten Pavillon und winkt ihn herbei. 

Es ist sein Arbeitshaus, rechtwinklig daneben steht das Wohnhaus. Egon Eiermann, 
modernes Bauen der 60er-Jahre - es war einst das Wohnhaus des Architekten. Alles ist 
denkmalgeschützt hier, die geländerlose Treppe, die japanisch inspirierten Trittsteine im 
Garten, die großflächigen Schiebetüren. Die Terrasse wahrscheinlich auch, von der man auf 
Baden-Baden schaut. Fischer bittet, Platz zu nehmen. "Möchten Sie Kuchen? Ich habe 
Kuchen gekauft." 

Fischers freundlichen Seite ist wenig bekannt 

Thomas Fischer, Strafsenatsvorsitzender beim Bundesgerichtshof, Zeit-Online-Kolumnist, 
Strafgesetzbuch-Kommentator, ist inzwischen prominent geworden. Er ist "Deutschlands 
bekanntester Strafrichter", wirbt sein Verlag und übertreibt damit nur wenig. Die freundliche 
Seite Fischers hingegen ist weniger bekannt. 

Es lässt sich kaum aufzählen, mit wem er in Konflikt geraten ist. Den Ex-Minister Norbert 
Blüm ist er wegen dessen einfältiger Justizkritik angegangen; ziemlich zu Recht übrigens, 
nur hätte er ihn vielleicht nicht "klein, kurzatmig, halssteif" nennen sollen. 

Mit der FAZ liefert er sich seit einem halben Jahr ein Scharmützel (oder die FAZ mit ihm): 
Fischer hatte einen Kommentar eines Mitherausgebers aufs Korn genommen; seither sind 
ihm aus Frankfurt drei Porträts gewidmet worden - Egomane, Netzbeschmutzer, Rambo. 
Und Fischer kontert: "Welch bebende Wut muss da Platz gegriffen haben, und woher mag 
sie rühren?" 

nächste Seite  

1. Sie lesen jetzt Thomas Fischer, der Rechthaber  
2. Manche Frauen halten ihn für einen Frauenfeind  
3. Fischer ist ein idealistischer Aufklärer  
4. "Ich werde nicht davonlaufen"  

Alles auf einer Seite  
Diskussion zu diesem Artikel auf: Rivva  

• Themen in diesem Artikel: 
• Kriminalität  
• Justiz  

http://www.sueddeutsche.de/politik/umstrittener-jurist-rechthaber-1.3137493 
 
Vorsorglich sind hiermit auch versorgt:  
Der Polizeipräsident in Berlin, Herr Ulf Seltier   Leiter des Polizeiabschnitts 14,  
Berliner Allee 210, 13088 Berlin  
 
Justizvollzugsanstalt Plötzensee, Leitender Regierungsdirektor 
Herr Dr. Uwe Meyer-Odewald , Friedrich-Olbricht-Damm 16, 13627 Berlin  
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 …. Und hier die Kommentierung von FOCUS Online: 
 
Nach seinem Auftritt im TV 
 
Thomas Fischer rechnet knallhart mit Maischberger a b 

 
Max Kohr/WDR/dpa Die Gäste bei Sandra Maischberger vergangene Woche (Thomas 
Fischer: 2. v.r.)  
Donnerstag, 09.02.2017, 20:52 

Wenn Bundesrichter Thomas Fischer an seinen Auftritt in der ARD-Talkshow "Maischberger" 
vergangene Woche zurückdenkt, wird er wütend. Thema war dort die zunehmende Gewalt 
gegen Polizisten – aber nur auf dem Papier, wie Fischer betont. 

Seine Kolumne „Fischer im Recht“ bei "Zeit Online" nutzte der Richter jetzt für einen 
ausführlichen Bericht über die Erlebnisse in der Talkshow – und rechnet darin ab. Denn 
seiner Ansicht nach habe man sich in der Sendung keineswegs mit der Thematik befasst 
und der Titel "Polizisten: Prügelknaben der Nation?" sei völlig „unsinnig“ und „unverständlich“ 
gewählt gewesen. 

Bereits über die Konzeption der Sendung verliert Fischer kein gutes Wort: „Mir schien: 
Redaktion und Moderatorin verfügten weder über ein Konzept, noch hatten sie einen Plan 
oder Grundkenntnisse des Themas Polizei und öffentliche Sicherheit“, schrieb der 63-
Jährige. Der Regie-Einfall bestand seiner Meinung nach schlichtweg darin, „irgendwelche 
Leute zusammenzusetzen in der Hoffnung, dass die sich gegenseitig missverstehen, 
anschreien und beleidigen.“ 

Quote um jeden Preis 

Die eingeladenen Personen in der Talkrunde hätten teilweise „vom Thema der Sendung so 
viel Ahnung wie das Huhn vom Langstreckenflug“. Es gehe weder um Auseinandersetzung 
mit ernsthaften Argumenten, noch um Information des Bürgers. Das einzige Ziel eines 
solchen Formats sei es laut Fischer, „auf jede nur erdenkliche Weise Quote zu generieren“. 
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Auch die Kombination der Kandidaten, die Fischer als „Versuchspersonen“ bezeichnet, sei 
meist äußerst unglücklich gewählt. Das Motto der Sendungsmacher laute: „Je mehr Krawall, 
desto später wird weggezappt“. 
 
Schlechte Recherche, ahnungslose Moderatorin 
 
Auch Betroffene, die häufig in Talkshows sitzen, dienen in den Augen des Kolumnisten rein 
der Quote. Wovon die Person „betroffen“ sei, sei demnach völlig nebensächlich. Hauptsache 
es gebe einen „Betroffenen“. 
 
Auch in der Show, in der Fischer saß, gab es eine Betroffene. Eine Berliner Blumenhändlerin 
war mehrfach von Trickdieben bestohlen worden. Die Darstellung des Falls habe aber an 
"nicht vorhandener Vorrecherche" gekrankt. Denn: Weder dem Zuschauer noch dem 
Talkgast sei klar geworden, warum bislang keine Täterüberführung gelang. Dennoch schiebe 
man die Schuld einfach pauschal dem Staat und der Justiz in die Schuhe. 
 
Aber immerhin erreiche man mit einem solchen Format neben der Quote am Ende ein Ziel: 
"Der besorgte Fernsehzuschauer macht den ihm zugedachten Job und ist besorgt". 
 
Im Video: ARD-Talkrunde - „Hat mich ausgebremst!“: Ex-Polizist Nick Hein empört 
über Maischberger   
 

 
FOCUS Online/Wochit „Hat mich ausgebremst!“: Ex-Polizist Nick Hein empört über 
Maischberger  
 
Fundstelle:  
 
http://www.focus.de/kultur/kino_tv/nach-seinem-auftritt-im-tv-thomas-fischer-rechnet-
knallhart-mit-maischberger-ab_id_6621798.html 
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Um die Sache vorläufig nachvollziehbar zu machen, füge ich Ihnen in der Anlage noch den  
aktuellen „Verfahrensstand“ bei. 
 

1. Schriftsatz vom 05.12.2016 zum Zeichen 2 Ars/16 – BGH 
2. Schriftsatz vom 23.02.2016 zum Zeichen 270Js27838/11V 

 
… und zudem Der Ruck! Nr. 4 /2014 
 
Mir liegt auch die manipulierte und damit nicht beweißfähige Scheinakte vor.  
Akteninhalte sind einfach verschwunden.  
 
Das dazu zum Thema: 
 
Recht und Gerechtigkeit! Freiheitliche Demokratisch e Grundordnung!  
 
Es kann noch nachgelegt werden. 
 
Übrigens, wird immer das EU-Recht  ausgehebelt – also völlig außer Acht  gelassen. 
 
Für den Fall, dass Sie Kontakt zu mir aufnehmen möchten, hier noch meine E-Mail 
 
Lothar-Beck@ok.de. 
 
Das Übel ist der nichtgesetzliche Richter - Rechtbankrott - ! 
 
 
Herzlichen Gruß aus Berlin 
 
von  
 
 
                Lothar Beck 
 
 
 

Anlagen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Aktion / Акция / Action 
Juristische Unterstützung: Arbeitskreis Verfassung und Justiz 
Юридическая поддержка: Рабочая группа Конституция и Юстиция 
uridical support: Working group Constitution and Justice 
gesponsert vom Deutschen Volk 
спонсируем Немецким народом  
sponsored by the German people (nation) 
 


